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Wieviel Feuerwerk geht inOrdnung?
Münchwilens Gemeindepräsident Guido
Grütter stellt Fragen zum 1. August. 45

DiegrosseFachhochschulfrage
Bildungspolitik In der Frage der künftigen Struktur der Fachhochschulen in derOstschweiz sind sich die Kantone

uneinig. Beim von St.Gallen favorisiertenModell befürchtet der Thurgau einen Verlust anMitsprache.

Sebastian Keller
sebastian.keller@thurgauerzeitung.ch

In den nächsten Wochen startet
für einige Thurgauer eine span­
nendeZeit. Sie beginnen ihr Stu­
dium. Gemäss provisorischen
Zahlen tundies 245anderHoch­
schule für Angewandte Wissen­
schaften in St.Gallen (FHS). Sie
wollen Architektin werden, So­
zialarbeiter oder anderes. Poli­
tisch ist bezüglich Fachhochulen
ebenfalls Spannungzuerwarten.
Es geht umdie zukünftige Struk­
tur der Fachhochlandschaft Ost­
schweiz –und indieserFrage sind
sich die Kantone St.Gallen und
Thurgau nicht einig. Anstoss für
dieDebattekommtvomBund.Er
verlangt, dass bis Ende 2022 alle
Hochschulen institutionell akkre­
ditiert sein müssen. Sonst erhal­
ten sie kein Geld mehr aus Bern
und verlieren den Titel Hoch­
schule.

DerThurgau favorisiert eine
FusionvonFHSundNTB

Klar ist: Die heutige Struktur
funktioniert nicht mehr. Unter
dem Dach der Fachhochschule
Ostschweiz (FHO) sind derzeit
vier selbstständige Schulen zu
Hause. Die FHS St.Gallen, die
NTBBuchs, dieHSRRapperswil
und die HTWChur. Jede Schule
hateineandereTrägerschaft.Der
Thurgau etwa trägt die FHS
St.Gallenmit, auchfinanziell. Im
Jahr 2016 mit drei Millionen
Franken. Im Hochschulrat ist er
mit 3 von 13 Sitzen vertreten.

Der Kanton Graubünden hat
bereits angekündigt: Er will die
HTWChuralleineakkreditieren.
Bleiben noch die drei Schulen.
Vorbedingung: Für die NTB in
Buchs wird angenommen, dass
sie alleine als nicht akkreditie­
rungsfähig gilt. Nun favorisiert
der Kanton St.Gallen die Fusion

derdreiFachhochschulenSt.Gal­
len,BuchsundRapperswil.Diese
Variante wird auch durch ein
externes Gutachten gestützt. Es
gäbenocheinRektorat undeinen
Hochschulrat. Jeder Standort
hätte einen Standortleiter. Der
Kanton Thurgau bevorzugt ein
anderesModell.Dasgeht ausder
Beantwortung einer Interpella­
tion von Kantonsrat Stephan
Tobler (SVP, Egnach) hervor.
Nach dem Willen des Thurgaus
sollen nur die Schulen in St.Gal­
len undBuchs zusammengehen,
jene in Rapperswil soll eigen­
ständig bleiben. Schwyz und
Appenzell Innerrhodenvertreten
ebenfalls diese Haltung. Der
Regierungsrat begründet, das
HauptinteressedesThurgaus lie­
ge am Schulstandort St.Gallen,
unddieserwürdedurcheinenZu­
sammenschluss mit der NTB
Buchs «entscheidend gestärkt».
Es ermögliche zudemeine«ech­
teMitsprachedesKantonsThur­
gau». Bei einer Fusion aller drei
Schulen befürchtet der Thurgau
einen Verlust an Macht: Bei die­
sem Modell stünden dem Thur­
gau maximal 2 von 15 Sitzen im
Hochschulrat zu; St.Gallen 8.

Eine Rolle, welches Modell
das Rennen macht, spielt der
St.GallerKantonsrat. PeterHart­
mann (SP, Flawil) präsidiert die
vorberatendeKommission.Wel­
che Variante diese favorisiert,
kann er noch nicht sagen. Aber:
«Wir habendie Stellungnahmen
aller beteiligten Kantone einge­
holt.» Es handle sich um einGe­
schäft mit Bedeutung für die ge­
samte Ostschweiz. Behandelt
wirddasGeschäft voraussichtlich
in der Septembersession. Die
St.Galler Legislative hat – ent­
gegendemThurgauer – in dieser
Frage einWörtchenmitzureden.
Im Thurgau bietet einzig die
Interpellation Tobler Gelegen­

heit zurDiskussion. Sie ist ander
Grossratssitzung vom nächsten
Mittwoch traktandiert.

FHS-Standort imThurgau
istnichtausgeschlossen

Die meisten Thurgauer Fach­
hochschulstudenten drücken in
Winterthur die Schulbank: Über
1000studierenanderZHAW.An
derFHSsindes rund250Studen­
ten. Die Thurgauer Regierung
schreibt, dass als Studienort häu­
fig die am nächsten gelegene
Fachhochschule gewählt werde.
Dies sei – ausser für den Ober­
thurgau – inderRegel dieZHAW.
Die zudem«fachlich breiter auf­
gestellt» sei.DochdieRegierung
sieht auch für die FHS weiteres
Potenzial, wie sie in der Antwort
schreibt: «Die Ostschweizer
Fachhochschulen können ihre
Bedeutung fürdenKantonThur­
gau, seine Studierendenund sei­
neUnternehmenzusätzlicherhö­
hen, indem sie zum Beispiel
Standorte imThurgaueröffnen.»
Ausgeschlossen ist dies nicht.
Konkrete Pläne gebe es noch
nicht, sagt zwar Sebastian Wör­
wag, Rektor der FHS St.Gallen.
«Doch wurde diese Option wie­
derholt als prüfenswert imHoch­
schulrat der FHS St.Gallen er­
wähnt.» Entsprechend konkrete
Pläne und Optionen wären im
Rahmen einer Strategieentwick­
lung der neuen Trägerschaft/
Hochschule konkret auszuarbei­
ten. Kantonsrat Tobler würde
dies begrüssen. «Wichtig er­
scheintmir vorerst, dass sich der
Thurgau in dieser Frage mehr
engagiert», sagt er.Denn:«Inder
Ostschweiz bekundenwirMühe,
wirtschaftlich attraktiv zu blei­
ben». Dazu spielen – Stichwort
Fachkräftemangel – die Hoch­
schulen eine wichtige Rolle. Sei­
ne Anliegen will er in der Gross­
ratssitzung konkretisieren.

Lei spricht vonSkandal
AffäreHildebrand Das ZürcherObergericht hat den Thurgauer Anwalt Hermann Lei schuldig gesprochen.
Er habe bei der Verletzung des BankgeheimnissesHilfe geleistet. Für Lei ein Skandal – aber auch ein Erfolg.

Der Thurgauer Anwalt und SVP­
KantonsratHermannLei ist vom
Zürcher Obergericht verurteilt
worden. Der Grund war seine
umstrittene Rolle als Mittels­
mann in der Affäre Hildebrand
im Jahr 2012.DasGericht sprach
für Lei eine bedingte Geldstrafe
von 40 Tagessätzen à 340 Fran­
ken wegen Gehilfenschaft zur
Verletzung des Bankgeheimnis­
ses. Sein Informant, ein IT-Bank­
angestellter,wurdewegenBank­
geheimnisverletzung mit einer
bedingten Geldstrafe von 70 Ta­
gessätzen à 30 Franken bestraft.

Teilfreispruch
fürLei

HermannLei sagt in einer ersten
Reaktion auf das Urteil: «Natür­
lich ist es ein Skandal, dass ich
verurteiltwurde.»Er spricht aber

von einem Teilfreispruch. «Das
ZürcherObergerichthatdieStra­
fe des Bezirksgerichts durch drei
geteilt.» Die Richter hätten das
Geschäftsgebarendesdamaligen
NationalbankpräsidentenHilde­
brand als «moralisch verwerf­
lich»bezeichnet undLei für sein
Vorgehendeshalb teilweise recht
gegeben. «Nur sind sie bei der
Urteilsfindung auf halbem Weg
stehen geblieben», sagt Lei. Ob
er das Urteil an das Bundes­
gerichtweiterzieht,weiss ernoch
nicht.DassdieVerurteilungKon­
sequenzen für seine Arbeit als
Anwalt hat, glaubt er nicht.

Könnte sie aber.DerVorstand
des Thurgauischen Anwaltsver­
bands rügte Lei 2012 und zog
sogar die Möglichkeit in Erwä­
gung, ihnauszuschliessen.Denn
Lei habe mit seinem Verhalten

das Ansehen des gesamten
Berufsstandsundbesondersdas­
jenige der Thurgauer Anwälte
beeinträchtigt.

«Jetzt schondarüber zubefin­
den ist aber noch zu früh», sagt
Präsident Thomas Dufner nun
aufAnfrage.«Wirwollenerst das
Urteil prüfen, zudem kann es

noch vor das Bundesgericht ge­
hen.» Trotzdem wird der Vor­
stand«am31.August zusammen­
kommen und die Angelegenheit
Lei thematisieren», wie Dean
Kradolfer, der Sekretär des Ver­
bands, bestätigt. Präsident Duf­
ner spricht derweil von einem
Sonderfall. «Inmeinen acht Jah­
renalsPräsident gabesnie etwas
Vergleichbares.» Vom Verband
ausgeschlossen wurde noch nie­
mand.Dochwieviel darf sichein
Anwalt leisten? Ein Fall, der zum
Ausschluss führen würde, läge
zum Beispiel vor, wenn ein Mit­
glied ein Delikt wie Diebstahl
oder Veruntreuung begehe, sagt
Dufner. «Seine Vertrauenswür­
digkeitwäredannzubeeinträch­
tigt.» Bei schweren Fällen kann
Anwälten sogardasPatent entzo­
gen werden. Das ist Sache der

KantonalenAnwaltskommission.
DerenPräsident,ThomasZweid­
ler, sagt: «Zum Fall Lei kann ich
mich in der Hinsicht noch nicht
äussern.» Zuerst müsse das
schriftliche Urteil des Zürcher
Obergerichts eintreffen.

Illegale
Devisengeschäfte

HermannLeiundsein Informant
haben mit der Veröffentlichung
von Kontodaten des damaligen
NationalbankpräsidentenPhilipp
Hildebrand für einenSkandal ge­
sorgt. Die Daten bewiesen, dass
Hildebrand illegale Devisenge­
schäfte getätigt hatte. Er musste
daraufhin zurücktreten.

Martin Rechsteiner
martin.rechsteiner@
thurgauerzeitung.ch

Fachhochschulzentrum neben dem Bahnhof St.Gallen. Bild: Ralph Ribi

Entwicklung der Studierendenzahlen
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Hermann Lei ist Anwalt und SVP-
Kantonsrat. Bild: KEY/Siggi Bucher

Büro des Grossen
Rats entscheidet
über Strafanzeige

Verfahren Im Fall Hefenhofen
sind bisher drei verschiedene
Strafanzeigen von Tierschutz­
organisationen eingereicht wor­
den. Beschuldigt werden darin
derKantonstierarzt, dessenStell­
vertreter sowieFDP-Regierungs­
ratWalter Schönholzer. Alle drei
Strafanzeigen seien bereits bei
der Staatsanwaltschaft einge­
gangen,bestätigteStefanHaffter,
Sprecher der Staatsanwaltschaft
Thurgau.DieVorwürfe lautenauf
Amtsmissbrauch,Gehilfenschaft
zur Tierquälerei und Beihilfe zu
Tierquälerei.

SpeziellesVerfahrengegen
Regierungsrat

Im Thurgau gibt es keine Ankla­
gekammer, die bei allen Anzei­
gen gegen Behördenmitglieder
entscheidet, ob darauf eingetre­
ten werden kann. Die Eingaben
gegen den Kantonstierarzt und
dessenStellvertreterwerdendes­
halb von der Staatsanwaltschaft
wie normale Strafanzeigen be­
handelt. Anders ist dies bei der
Strafanzeige gegen den Regie­
rungsrat. Damit sie weiterver­
folgt werden kann, braucht es
zuerst eine Ermächtigung durch
den Grossen Rat. Die im Thur­
gauer Verantwortlichkeitsgesetz
festgeschriebene Ausnahmere­
gelung gilt für Mitglieder des
GrossenRats, desRegierungsrats
sowie der kantonalenGerichte.

EinFall
fürsRatsbüro

Der Generalstaatsanwalt werde
nundasVerfahrenmit einemGe­
suchumErmächtigungeinleiten,
kündigtHaffter an.Darüber ent­
scheidenwirdabernichtdasgan­
ze Parlament: Zuständig sei das
Büro des Grossen Rats, erklärt
Ricarda Zurbuchen, Leiterin der
Kanzleidienste. In derRegel ent­
scheide das Büro selber, könne
damit aber auch eine Kommis­
sion beauftragen.DemRatsbüro
gehören insgesamtachtPersonen
an. Dabei sind die Präsidentin
und der Vizepräsident des Parla­
ments, die Mitglieder des Rats­
sekretariats sowie die Stimmen­
zählerinnenundStimmenzähler.

AnfangAugustwarpublik ge­
worden, dass aufdemHof inHe­
fenhofen inden letztenMonaten
mehrere Pferde verendetwaren.
WeitereTierewarenabgemagert
und in schlechtem Zustand. Der
Tierhalter wurde von der Polizei
in Gewahrsam genommen, die
Pferde beschlagnahmt und ver­
kauft. Der Mann befindet sich
zurzeit in einer fürsorgerischen
Unterbringung. Die Pferde wur­
den verkauft.

KesslernimmtdieFDP
insGebet

ErwinKessler hat der FDPThur­
gaueinenoffenenBrief geschrie­
ben.Darin fordert derTierschüt­
zer aus Tuttwil die Freisinnigen
auf, sich von ihrem Regierungs­
rat Walter Schönholzer zu dis­
tanzieren und ihm den Rücktritt
nahezulegen. Sonst würde der
Vertrauensverlust auch auf die
Partei überspringen. Das Schrei­
ben erreichte dieKantonalpartei
gestern amTag ihrerMitglieder­
versammlung. (sda/sme)


